[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Kind eines psychisch kranken Vaters
Sachverhalt

Situation und Verlauf

Ein junger Mann (M), heute 17Jahre alt, besucht das Gymnasium und lebt seit bald einem Jahr in einer Jugend-Wohngruppe. Die Standortgespräche ergeben jeweils, dass er ein vernünftiger und für sein Alter, reifer Mann ist. Er arbeitet mit und ist stets anständig. Also ein ganz normaler Junge. 

Platziert wurde er, weil es mit den Eltern im gleichen Haushalt nicht mehr ging. Dies deswegen, weil M sich mit 15 als homosexuell "outete". In der Familie lebten neben M auch seine Schwester (15) und seine Mutter. Der Vater ist AHV-Rentner und die Mutter arbeitet. Das gesamte Einkommen inkl. Kinderrente ist über Fr. 100'000.00.

Seit dem Eintritt ins Wohnheim erfährt M keine Unterstützung seitens der Eltern mehr. Keine netten Worte, sondern praktisch nur Vorwürfe. M möchte bis Sommer 2007 im Wohnheim bleiben.

Als erstes wurde, auf Vorschlag der Eltern, ein Pfarrer als Beistand eingesetzt. Es kam jedoch ziemlich schnell zu Auseinandersetzungen, so dass das Mandat an die Amtsvormundschaft übertragen wurde.

An einem Klärungsgespräch mit den Eltern und mir konnte ich eine Rollenklärung durchführen. Die Eltern genehmigten ein Budget und unterschrieben den Vertrag mit dem Wohnheim. 

Die Mutter traf M zufällig in der Stadt und ging mit M ins Wohnheim, wo sie sein Zimmer begutachten konnte.

Etwa drei Wochen nach dem Klärungsgespräch wurde ich vom Vater angerufen und beschimpft. Aus seiner Sicht hätten wir alles anders gemacht als besprochen und die Eltern gezwungen, den Vertrag mit dem Wohnheim zu unterschreiben. Der Beistand fördere seine sexuelle Neigung. Er unternehme nichts, damit er nicht mehr in die Szene nach Zürich gehe. 

Zu einem persönlichen Kontakt zwischen Eltern und Sohn kommt es lediglich an Stao's. M möchte nicht nach Hause auf Besuch, da er nur mit Vorwürfen eingedeckt wird (so auch an Stao's).

Im Grunde genommen geht es, nach meiner Einschätzung, nur um Geld. An den Stao's ist dies immer das Hauptthema.

Ein weiterer Punkt ist das Zusammenleben in der Familie. Laut Aussage von M, schliefen alle in zwei aneinander gereihte Betten: Mutter, Sohn, Vater, Tochter. In der Nacht hatte der Vater jeweils Eingebungen und weckte die Kinder, um diese weiterzugeben. 

Der Vater schreibt an alle möglichen Stellen inkl. Parlamente x-seitige Briefe, die man, wegen der chaotischen Zusammenstellung, nicht lesen kann. Sie sind auch ehrverletzend und enthalten pornografische Bilder, teilweise Nacktfotos vom Sohn vermischt mit Bildern von erigierten Homosexuellen aus dem Internet.

Die Tochter wohnt noch zuhause und scheint sich wohl zu fühlen. M und seine Schwester (S) haben keinen Kontakt, obwohl sie das gleiche Gymnasium besuchen. S ist eine gute Schülerin und gilt als in die Klasse integriert. Sie ist in keiner Weise auffällig.

Im letzten Brief schrieb der Vater, man hätte das Wohnheim unter Mitwirkung von M gekündigt. Er solle in ein Internat in Appenzell. Dies stimmt gemäss Wohnheim und auch gemäss M nicht. Die Kündigung wurde bisher nicht ausgesprochen.

M belastet die Situation sehr stark, so dass in der Schule ein massiver Leistungsabfall hinzunehmen ist. Er ist der Meinung, wenn klar ist, wo er bis 18 definitiv ist, würde ihn dies massiv entlasten.

Fragestellung:
1. Kann ein Obhutsentzug zum Schutz und M beantragt werden und ist es auch sinnvoll? Was spricht dafür, was dagegen?

2. Ist es sinnvoll, eine Finanzverwaltung für M einzurichten? Welcher Artikel ZGB käme zur Anwendung?

3. Der Vater ist, so nehme ich es zumindest wahr, sehr verwirrt und zeigt Tendenzen einer gespaltenen Persönlichkeit. Gibt es Anhaltspunkte, was man da machen kann.

4. S lebt noch im gleichen Haushalt. Nachfragen in der Schule haben keine Auffälligkeiten ergeben. Besteht trotzdem Handlungsbedarf?

Erwägungen

1. Die Lebensumstände dieser Familie scheinen noch einige Rätsel in sich zu bergen, weil nicht alles nachvollziehbar scheint. So ist die Rolle der Mutter völlig unklar. Was die Kinder und die Mutter von der ganzen Geschichte halten, wird wenig transparent. Aber vielleicht bestehen auch Bindungen in dieser Familie, die auf Gründen beruhen, die schwer in Worte zu fassen sind. Ein unumstössliches Faktum scheint immerhin die Tatsache, dass der Sohn in dieser Familie keine Lebensraum geniesst und keine förderliche Pflege seines Selbstwertgefühls erfährt. So wie die Situation geschildert wird, scheint es für ihn nicht zumutbar, bei seinen Angehörigen zu wohnen oder mit ihnen regelmässigen Kontakt zu pflegen.

2. Nach Art. 310 ZGB kann die Vormundschaftsbehörde auf Begehren des Kindes den Eltern die Obhut entziehen, wenn das Verhältnis so schwer gestört ist, dass das Verbleiben des Kindes im gemeinsamen Haushalt unzumutbar geworden ist und nach den Umständen nicht anders geholfen werden kann. Ein Verbleiben im gemeinsamen Haushalt ist aufgrund der entwürdigenden Verhaltensweise der Eltern offensichtlich nicht zumutbar, weshalb sich aus meiner Sicht eine vormundschaftliche Massnahme aufdrängt. Die Eltern kommen mit der Homosexualität des Sohnes nicht zurecht, sie sind überfordert, ihm in der gegebenen Situation die nötige Unterstützung und Förderungen zu gewährleisten (Art. 301 und 302 ZGB) und scheinen davon ausgehen zu müssen, ihn diesbezüglich zu „korrigieren“ und von seinem „Milieu“ fernzuhalten. Damit missachten die Eltern elementare Grundrechte ihres Kindes und das Diskriminierungsverbot und verkennen, dass nach der geltenden Rechtsordnung auch gleichgeschlechtliche Beziehungen den Schutz der Rechtsgemeinschaft geniessen.

3. Wenn der jetzige, von den Eltern gewählte Unterbringungsort nicht gesichert ist und der Sohn dadurch in seinem Wohl gefährdet wird, müsste mit den Eltern im Rahmen eines verbindlichen Stao’s geklärt werden, dass ein Obhutsentzug in Erwägung gezogen wird, wenn die Sicherheit des Unterbringungsortes nicht gewährleistet ist. An den finanziellen Folgen würde sich nichts ändern, weil so oder so die Eltern den Unterhalt zu finanzieren haben, bis das Kind eine angemessene Ausbildung ordentlicherweise abgeschlossen hat. Bei Kindern, welche das Gymnasium besuchen, bedeutet dies Unterhalt bis zum Abschluss eines Hochschulstudiums.


4. Wahrscheinlich bedarf dieser Sohn bei Erreichen der Mündigkeit eines Beistandes auf eigenes Begehren, welcher ihm dabei behilflich ist, seine Unterhaltsforderungen durchsetzen. Eine andere Möglichkeit besteht darin, diesen Titel jetzt bereits zu beschaffen, indem sich die Eltern in einem Unterhaltsvertrag bereit erklären, einen ihren Möglichkeiten angemessenen Unterhaltsbeitrag zu bezahlen. Soweit die Heimkosten des Kindes durch die Sozialhilfe zu bezahlen sind, hat das Kind nach seiner Mündigkeit seinen Unterhaltsanspruch der Gemeinde abzutreten. Vor seiner Mündigkeit gilt die gesetzliche Subrogation gemäss Art. 289 Abs. 2 ZGB.


5. Demnach ergeben sich folgende Antworten:

a. Kann ein Obhutsentzug zum Schutz und M beantragt werden und ist es auch sinnvoll? Was spricht dafür, was dagegen?
Ja, Art. 310 Abs. 2 ZGB. Dafür spricht die offensichtliche Demütigung zuhause und das Bedürfnis des Sohnes nach Stabilität, dafür spricht auch ein Verfahren, das den Eltern zur Einsicht verhelfen könnte, was sie ihrem Kind antun (die langfristigen Folgen solch erzieherischer Bedingungen sind schwer absehbar, aus der Kriminalgeschichte könnten aber viele Beispiele zitiert werden, welchen Entwicklungsrisiken Kinder unter solchen Voraussetzungen ausgesetzt sind). Dagegen spricht nur der behördliche Aufwand, der vermieden werden kann.

b. Ist es sinnvoll, eine Finanzverwaltung für M einzurichten? Welcher Artikel ZGB käme zur Anwendung?
Wenn die Sozialhilfe für den Unterhalt aufkommt, kann alles über die Sozialhilfe abgewickelt werden, es bedarf keiner vormundschaftlichen Massnahmen. Andernfalls würden die Unterhaltseinkünfte über Art. 325 ZGB verwaltet (C. Hegnauer in ZVW 1995 S. 47).

c. Der Vater ist, so nehme ich es zumindest wahr, sehr verwirrt und zeigt Tendenzen einer gespaltenen Persönlichkeit. Gibt es Anhaltspunkte, was man da machen kann.
Die Familie scheint damit zurecht zu kommen, die Umwelt auch, weil ja wohl schnell erkennbar ist, worum es geht. Allerdings halte ich seine schweren Persönlichkeitsverletzungen gegenüber dem Sohn (Fotos) für unhaltbar, weshalb ihm der urteilsfähige Sohn dies verbieten sollte. Dringt er damit nicht durch, müsste dem Kind allenfalls ein Vertretungsbeistand bestellt werden, welcher sich für dessen Interessenwahrung einsetzt (gerichtliche Klage auf Unterlassung von weiteren Persönlichkeitsverletzungen).

d. S lebt noch im gleichen Haushalt. Nachfragen in der Schule haben keine Auffälligkeiten ergeben. Besteht trotzdem Handlungsbedarf?
Aus meiner Sicht nicht. Hier spielt vielleicht eine gute Solidarität zwischen Mutter und Tochter oder andere familiäre Bindungen. Der Lebenssituation der Tochter könnte man aber allenfalls auf die Spur kommen, wenn im Rahmen einer vormundschaftsbehördlichen Abklärung zum Obhutsentzug bezüglich des Sohnes die Familienmitglieder zur Situation angehört würden. Aufgrund der gegenwärtigen Informationslage scheint mir aber eine Untersuchung bezüglich der Tochter obsolet.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30. Mai 2006
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